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Staatlichen Bibliotheken eingerichteten Prüfungs­
ausschuß durchgeführt. 

(2) Die Prüfung wird mindestens sechs Wochen 
vor ihrem Beginn allen Personen, von denen anzu­
nehmen ist, daß sie die Zulassungsvoraussetzungen 
erfüllen, in geeigneter Weise unter Angabe der Prü­
fungsvoraussetzungen und der Frist für die Mel­
dung zur Prüfung (§ 28 Abs. 2) bekanntgegeben. 

§28 

Zulassung zur Prüfung 
(1) IZur Anstellungsprüfung werden die Bewer­

ber zugelassen, die den Vorbereitungsdienst mit Er­
folg abgeleistet haben. 2Bewerber, die den Vorberei­
tungsdienst erst zwischen dem Beginn der schriftli­
chen Prüfung und dem Tag der mündlichen Prü­
fung beenden, können vorzeitig zur Prüfung zuge­
lassen werden. 

(2) I Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind 
spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn beim 
Prüfungsausschuß einzureichen. 2Anträge auf Prü­
fungsvergünstigungen sind im Zulassungsgesuch 
zu stellen. 

(3) IÜber die Zulassung zur Prüfung entscheidet 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 2Die 
Entscheidung ist dem Bewerber schriftlich mitzu­
teilen. 3Eine Ablehnung ist zu begründen. 

§29 

Prüfungsausschuß 
(1) Bei der Generaldirektion der Bayerischen 

Staatlichen Bibliotheken wird ein Prüfungsaus­
schuß eingerichtet. 

(2) Der Prüfungsausschuß wird auf Vorschlag der 
Generaldirektion der Bayerischen Staatlichen Bi­
bliotheken vom Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus auf die Dauer von drei Jahren bestellt. 

(3) IDer Prüfungsausschuß besteht aus einem Be­
amten des höheren Bibliotheksdienstes als Vorsit­
zendem und vier weiteren Mitgliedern, davon min­
destens ein ·Beamter des gehobenen Bibliotheks­
dienstes. 2Ein Mitglied muß dem Lehrpersonal des 
Fachbereichs Archiv- und Bibliothekswesen der 
Beamtenfachhochschule angehören. 3Für den Vor­
sitzenden und für jedes Mitglied des Prüfungsaus­
schusses wird ein Stellvertreter bestimmt. 

§ 30 

Aufgaben des Prüfungsausschusses 
Die Aufgaben des Prüfungsausschusses bemes­

sen sich nach der Allgemeinen Prüfungsordnung. 

§ 31 
Form der Prüfung 

(1) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen 
und einem mündlichen Teil. 

(2) Die mündliche Prüfung findet statt, sobald die 
Noten der schriftlichen Pri,ifung festgesetzt sind. 

§32 

Schriftliche Prüfung 

(1) Die schriftliche Prüfung umfaßt folgende Auf­
gaben: 
1. eine Aufgabe aus dem Stoff der in § 18 Abs. 1 

Nrn.1 und �~� aufgeführten Lehrfächer, 

2. eine Aufgabe aus dem Stoff der in § 18 Abs. 1 
Nrn. 3 und 4 aufgeführten Lehrfächer (Doppel­
aufgabe), 

3. eine Aufgabe aus dem Stoff der in § 18 Abs. 1 
Nrn. 5 bis 8 aufgeführten Lehrfächer (Doppelauf­
gabe), 

4. eine Aufgabe aus dem Stoff der in § 18 Abs. 1 
Nrn. 9 bis 11 aufgeführten Lehrfächer, 

5. eine Aufgabe aus der Bibliographie, 
6. eine Aufgabe aus der Alphabetischen Katalogi­

sierung mit Titeln auch in englischer, französi­
scher und lateinischer Sprache (Doppelaufgabe), 

7. eine Aufgabe aus der Bibliothekarischen Rechts­
kunde, 

8. eine Aufgabe aus dem Stoff der in § 18 Abs. 1 
Nr.16 aufgeführten Lehrfächer, 

9. eine Aufgabe aus dem Stoff des fremdsprachli­
chen Unterrichts, wobei die Prüfungsteilnehmer 
aus den Sprachen Englisch, Französisch und 
Latein zwei Sprachen wählen können; in begrün­
deten Fällen kann auf Antrag auch die Fertigung 
einer Aufgabe aus einer anderen Fremdsprache 
zugelassen werden. 
(2) Die Arbeitszeit beträgt bei den einfachen Auf­

gaben drei Stunden, bei Doppelaufgaben fünf Stun­
den. 

§ 33 

Bewertung der Prüfungsarbeiten 

Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden je von 
zwei Prüfern selbständig mit den Prüfungsnoten 
nach der in der Allgemeinen Prüfungsordnung fest­
gelegten Notenskala bewertet. 

§34 

Ergebnis der schriftlichen Prüfung 

(1) lAus den Noten der schriftlichen Prüfungsar­
beiten wird die Notensumme gebildet, wobei die 
Noten der Doppelaufgaben zweifach gezählt wer­
den. 2Die Gesamtnote der · schriftlichen Prüfung 
errechnet sich aus der Notensumme geteilt durch 
zwölf. 3Sie ist auf zwei Dezimalstellen zu berech­
nen; die dritte Dezimalstelle bleibt unberücksich­
tigt. 

(2) IWer in der schriftlichen Prüfung eine 
schlechtere Gesamtnote als "ausreichend" erhalten 
hat, ist von der mündlichen Prüfung ausgeschlos­
sen. 2Er hat die Prüfung nicht bestanden. 3Die Prü­
fung ist auch dann nicht bestanden, wenn in mehr 
als der Hälfte der Prüfungsarbeiten eine schlechte­
re Note als "ausreichend" erzielt wurde; dabei zäh­
len auch Doppelaufgaben einfach. 
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§35 

Mündliche Prüfung 

. (1) Die Prüfungsteilnehmer, die die schriftliche 
Prüfung bestanden haben, sind zur mündlichen 
Prüfung vorzuladen. 

(2) I Die mündliche Prüfung ist vor einer Prü­
fungskommission, bestehend aus drei Prüfern, ab­
zulegen. 2Es können mehrere Prüfungskommissio­
nen gebildet werden. 3Ein Mitglied der Prüfungs­
kommissionkann Beamter des gehobenen Biblio­
theksdienstes sein. 4Im übrigen gilt § 19 Abs. 3 
Satz 3 entsprechend. 5Den Prüfungskommissionen 
sollen auch Lehrkräfte der Beamtenfachhochschu­
le angehören. 

§36 

Abnahme der mündlichen Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf alle 
Gebiete der Ausbildung. 

(2) Jeder Prüfungsteilnehmer wird einzeln ge­
prüft; dabei soll die Prüfung eine Gesamtdauer von 
mindestens 45 Minuten nicht unterschreiten. 

(3) Die Prüfungskommission bewertet das Ergeb­
nis der mündlichen Prüfung unter Verwendung der 
in der Allgemeinen Prüfungsordnung festgelegten 
Prüfungsnoten in einer Gesamtnote. 

§ 37 

Gesamtprüfungsnote 

(1) IDie Gesamtprüfungsnote wird aus der Ge­
samtnote der schriftlichen Prüfung, der Gesamtno­
te der mündlichen Prüfung und der Studien note 
(§ 17 Abs. 3) gebildet. 2Sie errechnet sich aus der 
Summe der vierfachen Gesamtnote der schriftli­
chen Prüfung, der Gesamtnote der mündlichen 
Prüfung und der Studiennote geteilt durch sechs . . 

(2) Die Festsetzung der Gesamtprüfungsno.te be­
mißt sich nach der Allgemeinen Prüfungsordnung. 

§ 38 

Nichtbestehen der Prüfung 

Die Prüfung ist unbeschadet des § 34 Abs. 2 nicht 
bestanden, wenn die Gesamtprüfungsnote schlech­
ter als "ausreichend" ist. 

§39 

Festsetzung der Platz ziffer 

(1) lFür jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prü­
fung bestanden hat, ist auf Grund seiner Gesamt­
prüfungsnote eine Platzziffer festzusetzen. 2Bei 
gleichen Gesamtprüfungsnoten erhält der Prü­
fungsteilnehmer mit dem besseren Ergebnis in deI' 
schriftlichen Prüfung die niedrigere Platzziffer. 
3Bei gleichen Ergebnissen in der schriftlichen Prü­
fung wird die gleiche Platzziffer erteilt. 4In diesem 
Fall erhält der nächstfolgende Teilnehmer die 
Platzziffer, die sich ergibt, wenn die mehr:eren glei­
chen Platzziffern fortlaufend weitergezählt werden. 

(2) IDer Prüfungsteilnehmer erhält eine Beschei­
nigung über die Platzziffer, in der anzugeben ist, 
wieviele Prüfungsteilnehmer sich der Prüfung un-

terzogen haben und wieviele die Prüfung bestanden 
haben. 2Wird die gleiche Platzziffer an mehrere 
Prüfungsteilnehmer erteilt, so ist auch deren Zahl 
anzugeben. 

§40 

Prüfungszeugnis 

(1) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung bestan­
den haben, erhalten ein Prüfungszeugnis, aus dem 
die erzielte Gesamtprüfungsnote nach Notenstufen 
und Zahlenwert zu ersehen ist. 

(2) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung nicht be­
standen haben, erhalten eine Bescheinigung, aus 
der die Gründe des Nichtbestehens ersichtlich sind 
(§ 34 Abs. 2, § 38). 

§41 

Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst 

IDie Anwärter scheiden mit Aushändigung 
(Zustellung) des Prüfungszeugnisses oder der Be­
scheinigung nach § 40 Abs. 2 oder mit der schriftli­
chen Mitteilung, daß die Prüfung als nicht bestan­
den gilt, aus dem Vorbereitungsdienst aus. 2Zum 
gleichen Zeitpunkt endet ihr Beamtenverhältnis 
auf Widerruf (Art. 43 Abs. 2 Satz 2 BayBG). 

§42 

Wiederholung der Prüfung 

(1) IPrüfungsteilnehmer, die die Prüfung nicht 
bestanden haben oder deren Prüfung als nicht be­
standen gilt, können die Prüfung einmal wiederho­
len. 2Die Wiederholungsprüfung findet frühestens 
sechs Monate nach Abschluß der Prüfung statt. 
3Für die Zeit bis zur Wiederholungsprüfung soll der 
Prüfungsteilnehmer auf Antrag erneut in den Vor­
bereitungsdien~t aufgenommen werden. 

(2) lAuf Antrag können Prüfungsteilnehmer, die 
die Prüfung nicht bestanden haben oder deren Prü­
fung als nicht bestanden gilt, statt an der Wiederho­
lungsprüfung nach Absatz 1 an der nächsten nach 
Abschluß eines Vorbereitungsdienstes stattfinden­
den Anstellungsprüfung teilnehmen. 2In diesem 
Fall unterbleibt eine erneute Aufnahme in den Vor­
bereitungsdienst. 3Die Prüfungsteilnehmer können 
jedoch auf Antrag als Gäste am letzten Fachstu­
dienabschnitt des nächsten Vorbereitungsdienstes 
teilnehmen. 

(3) Der Antrag auf Zulassung zur Wiederholung 
der . Prüfung nach Absatz 1 oder 2 ist spätestens 
einen Monat nach Aushändigung (Zustellung) der 
Bescheinigung nach § 40 Abs. 2 oder der schriftli­
chen Mitteilung, daß die Prüfung als nicht bestan­
den gilt, beim Vorsitzenden des Prüfungsausschus­
ses zu stellen. 

(4)JPrüfungsteilnehmer, die die Prüfung bei erst­
maliger Ablegung bestanden haben, können zur 
Verbesserung der Prüfungsnote ein zweites Mal zur 
Prüfung zugelassen werden. 2Sie müssen jedoch am 
nächsten Prüfungstermin teilnehmen. 3Die Prü­
fungsteilnehmer haben die Wahl, ob sie das Ergeb­
nis der Wiederholungsprüfung gelten lassen wollen. 
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4Der Antrag auf wiederholte Zulassung zur Prüfung 
ist spätestens drei Monate nach Aushändigung des 
Prüfungszeugnisses beim Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses einzureichen. 

§43 

Rücktritt und Versäumnis 

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach Zulassung 
und vor Beginn der Prüfung zurück oder kommt er 
der Aufforderung zur Ablegung der Prüfung nicht 
nach, so gilt die Prüfung als abgelegt und nicht 
bestanden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Prü­
fungsteilnehmer den schriftlichen Teil der Prüfung 
ganz versäumt. 

(3) IErscheint ein Prüfungsteilnehmer ohne ge­
nügende Entschuldigung zur Bearbeitung einer 
einzelnen Aufsichtsarbeit nicht oder gibt er ohne 
genügende Entschuldigung eine Aufsichtsarbeit 
nicht oder nicht rechtzeitig ab, so wird diese mit der 
Note "ungenügend" bewertet. 2Das gleiche gilt, 
wenn ein Prüfungsteilnehmer den mündlichen Teil 
der Prüfung ganz oder teilweise versäumt. 

(4) § 44 bleibt unberühr~. 

§44 

Verhinderung 

(1) Kann ein Prüfungsteilnehmer aus Gründen, 
die er nicht zu vertreten hat, den schriftlichen oder 
den mündlichen Teil der Prüfung nicht oder nicht 
vollständig ablegen, so gilt folgendes: 

1. Hat der früfungsteilnehmer noch nicht zwei 
Drittel der schriftlichen Aufgaben bearbeitet, so 
gilt die Prüfung als nicht abgelegt. 

2. Hat der Prüfungsteilnehmermindestens zwei 
Drittel der schriftlichen Arbeiten gefertigt, so gilt 
die Prüfung als abgelegt; die fehlenden Prüfungs­
teile sind innerhalb einer vom Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu bestiinmenden Zeit 
nachzuholen. 

3. Eine nicht oder nicht vollständig abgelegte 
mündliche Prüfung ist in vollem Umfang inner­
halb einer vom Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu bestimmenden Zeit nachzuholen. 

. (2) lEine Verhinderung im Sinn des Absatzes 1 
und deren Dauer sind unverzüglich schriftlich beim 
Prüfungsausschuß geltend zu machen und nachzu­
weisen, im Fall der Krankheit grundsätzlich durch 
amtsärztliches Zeugnis, das in der Regel nicht spä­
ter als am Prüfungstag ausgestellt sein darf. 2Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann zulas­
sen, daß die Krankheit durch das Zeugnis eines be­
stimmten (Vertrauensarztes) oder beliebigen Arz­
tes nachgewiesen oder daß in offensichtlichen Fäl­
len auf die Vorlage eines Zeugnisses verzichtet 
wird. 3Der Prüfungsausschuß stellt fest, ob eine vom 
Prüfungsteilnehmer nicht zu vertretende Verhin­
derung vorliegt. 

. (3) In Fällen besonderer Härte kann der Prü­
fungsausschuß auf Antrag die Nachfertigung von 
Aufsichtsarbeiten erlassen. 

. (4) lIst einem Prüfungsteilnehmer aus wichtigen 
Gründen die Ablegung der Prüfung oder eines Ptu­
fungsteils nicht zuzumuten, so kann der Prüfungs­
ausschuß auf Antrag sein Fernbleiben genehmigen. 
2Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß. 

§45 

Unterschleif, Beeinflussungsversuch und 
Ordnungsverstoß 

(1) IVersucht ein Prüfungsteilnehmer das Ergeb­
nis einer Prüfung durch Unterschleif, Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu 
eigenem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen oder 
stört er erheblich den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Prüfung, so ist die betreffende Prüfungsleistung mit 
"ungenügend" zu bewerten. 2In schweren Fällen ist 
der Prüfungsteilnehmer von der Prüfung auszu­
schließen; er hat die Prüfung nicht bestanden. 3Als 
versuchter Unterschleif gilt bereits der Besitz nicht 
zugelassener Hilfsmittel nach Ausgabe der Prü­
fungsaufgaben, sofern der Prüfungsteilnehmer 
nicht nachweist, daß der Besitz weder auf Vorsatz 
noch auf Fahrlässigkeit beruht. 

(2) IWird ein Tatbestand nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die be­
treffende Prüfungsleistung nachträglich mit "unge­
nügend" zu bewerten und das Gesamtprüfungser­
gebnis entsprechend zu berichtigen. 21n schweren 
Fällen ist die Prüfung als nicht bestanderi zu 
erklären. 

(3) lEin Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer zu 
günstigerer Beurteilung zu veranlassen oder eine 
mit der Feststellung des Prüfungsergebnisses be­
auftragte Person zur Verfälschung des Prüfungser­
gebnisses zu verleiten versucht, hat die Prüfung 
nicht bestanden. 21st die Prüfung noch nicht abge­
schlossen, so ist er von der Fortsetzung auszu­
schließen und die Prüfung als nicht bestanden zu 
erklären. 

Abschnitt V 

Schlußbestimmungen 

§46 

Anwendung der Laufbahnverordnung und 
der Allgemeinen Prüfungsordnung 

Soweit diese Zulassungs-, Ausbildungs- und Prü­
fungsordnung keine Regelung enthält, gelten die 
Vorschriften der Laufbahnverordnung, der Allge­
meinen Prüfungsordnung und der Verordnung zur 
Regelung des besonderen Ausleseverfahrens für 
die Einstellung in Laufbahnen des gehobenen 
nichttechnischen Dienstes in ihrer jeweiligen Fas­
sung. 

§47 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1976 in Kraft.-) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der 
ursprünglichep Fassung vom 7. Juli 1976 (GVBl S . 279) ~ Der Zeit­
punkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen ergibt sich 
aus den jeweiligen Änderungsverordnungen. 
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2236-10-3-K 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Prüfungsordnung 

für das Telekolleg 11 

Vom 20. Juni 1986 

Auf Grund des Art. 97 Abs. 3 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus folgende Verordnung: 

§1 

Die Prüfungsordnung für das Telekolleg 11 vom 
20. März 1973 (GVBI S. 143, BayRS 2236-10-3-K), ge­
ändert durch Verordnung vom 26. September 1974 
(GVBl S. 510), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Das Telekolleg 11 (TK 11) ist eine gemein­
same Bildungseinrichtung des Freistaates 
Bayern uIid des Bayerischen Rundfunks, die 
mit Hilfe ausgestrahlter Lehrsendungen, an­
hand von schriftlichem Begleitmaterial und in 
Verbindung mit der Beratung an den Kollegta­
gen den Lehrstoff der Fachoberschule in den 
Ausbildungsrichtungen Technik, Wirtschaft 
und Sozialwesen vermittelt und bei erfolgrei­
chem Abschluß des Lehrgangs zur Fachhoch­
schulreife führt." 

2. Nach § 1 werden folgende §§ 1a bis 1d eingefügt: 

,,§ 1a 

Aufnahme in den Kollegtag 

(1) lZur Teilnahme an den Kollegtagen wird 
zugelassen, wer 

1. einen mittleren Schulabschluß erlangt hat 
und . 

2. eine mindestens zweijährige Berufsausbil­
dung abgeschlossen hat oder spätestens zum 
Ende des 5. Trimesters abschließt oder eine 
mindestens vierj ährige Berufserfahrung er­
worben hat. 

2Die Berufsausbildung oder die Berufserfah­
rung muß der gewählten Ausbildungsrichtung 
des TK 11 entsprechen. 3Die für die Ausbil­
dungsrichtung Sozialwesen erforderliche Be­
rufserfahrung kann auch durch die selbständi­
ge Führung eines Familienhaushalts erworben 
werden. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn der 
Bewerber 

1. eine Fachhochschulreife oder Hochschulrei­
fe bereits besitzt, 

2. sich bereits zweimal e rfolglos einer Prüfung 
zur Erlangung der Fachhochschulreife un­
terzogen hat, 

3. sich an anderer Stelle zu einer Prüfung zur 
Erlangung der Fachhochschulreife angemel­
dethatoder 

4. eine Schule besucht, an der die Fachhoch­
schulreife erworben werden kann. 

(3) Die Zulassung kann versagt werden, wenn 
der Bewerber 

1. die vom Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus festgesetzte Anmeldefrist ver­
säumt oder 

2. die geforderten Unterlagen und Nachweise 
nicht fristgemäß einreicht. 

(4) lDie Anmeldung zum Kollegtag ist an die 
Geschäftsstelle Telekolleg beim Bayerischen 
Rundfunk zu richten. 2Die Nachweise über die 
Aufnahmevoraussetzungen gemäß Absatz 1 
und die vollständigen Angaben zum bisherigen 
Bildungsweg sind nach Zuteilung zu einer Kol­
leggruppe unverzüglich dem Kolleggruppenlei­
ter vorzulegen. 

(5) Über die Zulassung entscheidet der Kol­
leggruppenleiter . 

§ 1b 

Übertritt und Ausscheiden 

(1) Beim Vorliegen eines wichtigen Grundes, 
insbesondere bei W ohnortwechsel, kann ein 
Teilnehmer auf Antrag einer anderen Kolleg­
gruppe zugewiesen werden. 

(2) Aus dem Kollegtag scheidet aus, 

1. wer seinen Austritt erklärt, 

2. wer dreimal während eines Kurses den Kol­
legtag versäumt hat, ohne daß dem Kolleg­
gruppenleiter spätestens drei Tage nach dem 
Kollegtag eine ausreichende schrift liche 
Entschuldigung vorliegt, 

3. wer die Berechtigung zum Vorrücken in den 
nächsten Kurs nicht erhält oder 

4. wer wegen grober Verstöße gegen die den 
Kollegtagteilnehmern obliegenden Ver­

. pflichtungen aus dem Kollegtag entlassen 
wird. 

§ 1c 

Pflichtfächer 

(1) Das Bildungsangebot des TK 11 umfaßt 
Pflicht- und Wahlfacher. 

(2) Pflichtfächer sind in allen Ausbildungs­
richtungen 

1. Deutsch, 

2. Englisch, 
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3. Mathematik, 

4. Physik, 

5. Geschichte und 

6. Sozialkunde. 

(3) Zusätzliche Pflichtfächer sind 

1. in der Ausbildungsrichtung Technik die Fä­
cher Chemie und Technologie, 

2. in der Ausbildungsrichtung Wirtschaft die 
Fächer Wirtschaftslehre (Volks- und Be­
triebswirtschaftslehre) und Betriebliches 
Rechnungswesen sowie 

3. in der Ausbildungsrichtung Sozialwesen die 
Fächer Biologie und Psychologie. 

§ 1d 

Lehrerkonferenz 

(1) An jedem Kollegtagort besteht eine Leh­
rerkonferenz. 

(2) 1 Mitglieder sind alle am Kollegtag betei­
ligten Lehrer. 2Vorsitzender ist der Kolleggrup­
penleiter; ist ein Studienleiter eingesetzt, so 
führt er den Vorsitz. 3Die Lehrerkonferenz ist 
beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglieder ord­
nungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der 
Mitglieder anwesend ist. 4Die Lehrerkonferenz 
entscheidet mit einfacher Mehrheit. 5Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzen­
den den Au~schlag. 

(3) Die Lehrerkonferenz beschließt über 

1. die Noten der Kurszeugnisse und 

2. die Entlassung eines Teilnehmers." 

_ 3. § 4 erhält folgende Fassung: 

,,§4 

Feststellungsprüfungen 
(Kursprüfungen) 

(1) Feststellungsprüfungen finden statt 

1. für alle Ausbildungsrichtungen während des 
ersten Kurses und gegen Ende des 5. Trime­
sters in den Fächern Deutsch, Englisch und 
Mathematik, 

2. für alle Ausbildungsrichtungen . nach Ab­
schluß der einschlägigen Lehrsendungen in 
den Fächern Geschichte, Sozialkunde und 
Physik, 

3. für die Ausbildungsrichtung Technik nach 
Abschluß der einschlägigen Lehrsendungen 
in den Fächern Chemie und Technologie, 

4. für die Ausbildungsrichtung Wirtschaft nach 
Abschluß der einschlägigen Lehrsendungen 
in den Fächern Wirtschaftslehre (Volks- und 
Betriebswirtschaftslehre) und Betriebliches 
Rechnungswesen sowie 

5. für die Ausbildungsrichtung Sozialwesen 
nach Abschluß der einschlägigen Lehrsen-

dungen in den Fächern Biologie und Psycho­
logie. 

(2) IGegenstand der Feststellungsprüfungen 
sind die Lehrinhalte der Sendungen und des 
schriftlichen Begleitmaterials. 2Die Prüfungs­
aufgaben stellt das Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus oder eine von ihm beauf­
tragte Stelle. 

(3) Zur Teilnahme an den Feststellungsprü­
fungen ist berechtigt, wer 

1. die häuslichen Prüfungsarbeiten vorgelegt 
hat und 

2. an den Kollegtagen regelmäßig teilgenom­
men hat oder durch eine Ausnahmegenehmi­
gung von den Kollegtagen befreit worden ist. 

(4) Die Feststellungsprüfungen werden vom 
Leiter der Kolleggruppe und den an den Kolleg­
tagen beteiligten Lehrkräften durchgeführt. 

(5) Korrektur und Bewertung der Prüfungs­
arbeiten obliegen dem für die jeweiligen Fächer 
zuständigen Lehrer. 

(6) lWenn die schriftliche Arbeit in einem 
Prüfungsfach mit der Note 6 bewertet wurde, ist 
der Teilnehmer auf Antrag in diesem Fach noch 
mündlich zu prüfen, sofern die Note nicht we­
gen Unterschleifs gegeben wurde. 2Diese münd­
liche Prüfung dauert in der Regel 15 Minuten. 
3Sie wird vom zuständigen Lehrer im Beisein 
des Kolleggruppenleiters oder eines vom Kol­
leggruppenleiter beauftragten Lehrers durch-
geführt. . 

(7) Der Verlauf und das Ergebnis aller münd­
lichen Prüfungen sind in einer kurzen Nieder­
schrift festzuhalten, die Aufschluß über die Prü­
fungsgebiete und die erbrachten Leistungen 
gibt." 

4. In § 5 Abs.1 und 3 treten an Stelle der Worte 
"Deutsch, Englisch, Mathematik und Physik" 
die Worte "Deutsch, Englisch und Mathematik". 

5. § 7 erhält folgende Fassung: 

,,§ 7 

Kurszeugnisse 

1 Am Ende des ersten Kurses wird ein Kurs­
zeugnis ausgegeben. 21m Kurszeugnis erschei­
nen die Fächer, die im Laufe des Kurses ange­
boten und geprüft worden sind. 3Ein Zeugnis 
über den zweiten Kurs wird nur erteilt, soweit 
Teilnehmer die Abschlußprüfung nicht beste­
hen oder an ihr nicht teilnehmen. 4Die Kurs­
zeugnisse müssen dem vom Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus herausgegebenen 
Muster entsprechen." 

6. In § 9 Abs~ 1 und 2 werden jeweils die Klammer­
zusätze gestrichen. 

7. § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"In ihr wird festgestellt, ob der Teilnehmer die 
Fachhochschulreife erreicht hat." 

8. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) IDer Prüfungsausschuß besteht aus dem 
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Vorsitzenden, dem Stellvertreter und vier wei­
teren Mitgliedern. 2Der Vorsitzende und der 
Stellvertreter werden für jede Prüfung vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
bestellt. 3Die weiteren Mitglieder bestellt der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses aus Leh­
rern der Fachoberschule und der Kollegtage." 

9. § 12 erhält folgende Fassung: 

,,§ 12 

Fächer der schriftlichen Prüfung 

(1) In allen Ausbildungsrichtungen werden 
die Fächer Deutsch, Englisch und Mathematik 
schriftlich geprüft. 

(2) Schriftlich geprüft werden ferner 

1. in der Ausbildungsrichtung Technik das 
Fach Physik, 

2. in der Ausbildungsrichtung Wirtschaft das 
Fach Wirtschaftslehre und 

3. in der Ausbildungsrichtung Sozialwesen das 
Fach Biologie. . 

(3) Gegenstand der Abschlußprüfung sind die 
Lehrinhalte der Sendungen und des schrift­
lichen Begleitmaterials. 

(4) Die Aufgaben stellt das Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus." 

10. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Buchst. b erhält folgende Fassung: 

"b) wenn der Leistungsstand in einem Fach 
der schriftlichen Abschlußprüfung nach 
Meinung des Prüfungsausschusses un­
geklärt ist." 

b) In Satz 2 werden die Worte ,,§ 4 Abs. 9" durch 
. die Worte ,,§ 4 Abs. 7" ersetzt. 

11. In § 9 Abs. 2 und § 15 Abs.3 und 5 werden je­
weils die Worte "Unterrichtsfach" bzw. "Unter­
richtsfächern" durch die Worte "Pflichtfach" 
bzw. "Pflichtfächern" ersetzt. 

12. Dem § 16 Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

,,2Teilnehmer, die sich bei der Aufnahme in den 
Kollegtag noch in der Berufsausbildung befan­
den, erhalten eine Bescheinigung; das Zeugnis 
der Fachhochschulreife erhalten sie erst gegen 
Nachweis der erfolgreich abgeschlossenen Be­
rufsausbildung. 3Das Zeugnis muß dem vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
herausgegebenen Muster entsprechen." 

13. § 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Ein Prüfungsteilnehmer, der die Ab­
schlußprüfung nicht bestanden hat, kann die 
Prüfung einmal wiederholen." 

14. In Teil III, der die Überschrift "Schlußvorschrif­
ten" erhält, wird folgender § 17 a eingefügt: 

,,§ 17a 

Ausnahmen 

Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus oder die von ihm beauftragte Stelle kann 
von einzelnen Bestimmungen dieser Verord­
nung Ausnahmen gewähren, wenn ihre Anwen­
dung im Einzelfall zu einer unbilligen Härte 
führen würde und die Abweichung auch unter 
dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung un-
bedenklich erscheint." . 

15. Die Anlagen 1 bis 4 werden aufgehoben. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1986 in 
Kraft. 

München, den 20. Juni 1986 

Bayerisches Staatsniinisterium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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